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Anlage 1 Betreuung an Heidelberger Grundschulen
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Hinweis zur geschlechtergerechten Formulierung: 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird in den folgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen nur das Wort „Schüler“ verwendet. Es sind 
aber alle Geschlechter gemeint. Die Parteien des Betreuungsvertrages werden im Folgenden „Betreiber“ und „Vertragspartner“ genannt.

Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Betreuungsangebote am Standort Grundschule 

Präambel

(1) Die Betreuung an den in Schulträgerschaft der Stadt Heidelberg 
stehenden Grundschulen ist eine öffentliche Einrichtung der Stadt 
Heidelberg (§ 10 Absatz 2 Gemeindeordnung). Sie dient dazu, allen 
Schülern an diesen Grundschulen im Rahmen des tatsächlich Mög-
lichen zum Teil vor dem und im Anschluss an den Unterricht eine Be-
treuung am Standort Grundschule zu ermöglichen. Die Stadt sorgt 
durch vielfältige Vorgaben (z. B. Entgelthöhe, Geschwisterermäßi-
gung, Entgeltbefreiung) und Zahlung eines entsprechenden preisauf-
füllenden Entgelts an den Betreiber für eine sozialverträgliche und 
kostengünstige Nutzung.

(2) Alle Schüler mit Hauptwohnsitz in Heidelberg der in Schulträ-
gerschaft der Stadt Heidelberg stehenden Grundschulen haben im 
Rahmen des tatsächlich Möglichen (z. B. räumlich, zeitlich, Gruppen-
größe, besonderer Betreuungsaufwand) das Recht, das Betreuung-
sangebot an der Grundschule, die sie besuchen, nach gleichen Grund-
sätzen zu nutzen. Nicht mit Hauptwohnsitz in Heidelberg wohnhafte 
Schüler dieser Grundschulen können im Rahmen pflichtgemäßer Er-
messensausübung und im Rahmen des tatsächlich Möglichen Zugang 
zur öffentlichen Einrichtung – gegebenenfalls zu abweichenden Rah-
menbedingungen – erhalten, soweit das Betreuungsangebot durch in 
Heidelberg wohnende Schüler nicht vollständig ausgeschöpft wird.

(3) Die Betreuung nach Absatz 2 wird nach Bedarf in zeitlichen 
Modulen angeboten und umfasst ab einem bestimmten zeitlichen 
Umfang auch ein Mittagstischangebot. Aus organisatorischen oder 
wirtschaftlichen Gründen kann das Betreuungsangebot grundsätzlich 
oder im Einzelfall auf eine bestimmte Anzahl von Schultagen pro Wo-
che begrenzt werden. 

(4) Das Benutzungsverhältnis einschließlich des zu zahlenden Ent-
gelts richtet sich im Übrigen nach den Betreuungsverträgen des Be-
treibers mit den Vertragspartnern und diesen Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen, die Bestandteil der Betreuungsverträge zwischen dem 
Betreiber und den Vertragspartnern werden.

§ 1
Anmeldeverfahren, Vertragsschluss, Vertragslaufzeit

(1) Der Vertragsschluss setzt die Anmeldung eines Schülers für ein 
Betreuungsangebot voraus. Die Anmeldung erfolgt in der Regel vor 
Beginn der Grundschulzeit oder bei Wechsel der Grundschule unver-
züglich. Während der Grundschulzeit ist eine Anmeldung zum Beginn 
des folgenden Schuljahres möglich, in besonderen Fällen (z.B. Zuzug, 
Änderung der persönlichen Verhältnisse) auch während des Schul-
jahrs. 

(2) Der Vertragsschluss und der Bestand des Vertrages zwischen Ver-
tragspartnern und Betreiber setzen durch die Stadt Heidelberg die 
öffentlich-rechtliche Zulassung der Schüler zur Nutzung voraus.

(3) Der Betreuungsvertrag kommt nicht zwischen dem betreuten Kind 
und dem Betreiber zustande, sondern direkt zwischen den Vertrags-
partnern und dem Betreiber. Vertragspartner wird, wer die Anmel-
dung unterschreibt.

(4) Der Vertrag beginnt mit dem ersten Unterrichtstag nach den 
Sommerferien (bei den Erstklässlern am ersten Schultag nach der 
Einschulung). Die Parteien können auch einen hiervon abweichenden 
Vertragsbeginn (z. B. nach Absatz 1) vereinbaren. Der Vertrag läuft 
auf unbestimmte Zeit. Er endet unter anderem gemäß den in § 2 ge-
troffenen Regelungen. 

§ 2
Kündigung, automatische Vertragsbeendigung, 
Vertragsänderungen

(1) Der Betreuungsvertrag kann von den Vertragspartnern ganz oder 
teilweise unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zum Mo-
natsende ordentlich schriftlich gekündigt werden. Das Recht zur au-
ßerordentlichen Kündigung bleibt hiervon unberührt.

(2) Der Betreiber kann den Vertrag im Umfang von einzelnen Be-
treuungsmodulen mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsende 
teilweise kündigen, wenn die von der Stadt Heidelberg vorgegebene 
Mindestteilnehmerzahl im Laufe des Schuljahres unterschritten wird 
oder eine Weiterführung einzelner Betreuungsmodule aus anderen 
Gründen nicht mehr möglich oder zumutbar ist.

(3) Der Betreiber kann den Vertrag mit einer Frist von vier Wochen 
zum Monatsende ordentlich schriftlich kündigen. Das außerordent-
liche Kündigungsrecht bleibt hiervon unberührt. 

(4) Der Vertrag endet spätestens, wenn es nicht bereits zuvor zu einer 
Vertragsbeendigung gekommen ist, ohne dass es einer gesonderten 
Erklärung bedarf

1. nach dem letzten Unterrichtstag vor den Sommerferien des Ka-
lenderjahres, in dem der Übertritt in eine weiterführende Schule, 
eine andere Schulart oder eine nicht in Trägerschaft der Stadt Hei-
delberg stehende Grundschule erfolgt,

2. zum Monatsende, wenn der Schüler die Grundschule aus son-
stigen Gründen (z. B. Wegzug) dauerhaft verlassen hat,

3. im Falle der Anordnung eines vollziehbaren Schulausschlusses nach 
§ 90 Abs. 3 Nr. 2 g) des Schulgesetzes für Baden-Württemberg,

4. bei Beendigungsverfügung des mit der Stadt Heidelberg bestehen-
den öffentlich-rechtlichen Benutzungsverhältnisses durch die Stadt 
Heidelberg.

(5) Eine Erweiterung oder Reduzierung des Leistungsumfangs (§ 3 
Absatz 1, Absatz 2) kann jederzeit beantragt werden. Sofern die ent-
sprechende Kapazität (räumlich, zeitlich, Gruppengröße, besonderer 
Betreuungsaufwand) vorhanden ist, wird der bestehende Vertrag 
zum nächst möglichen Zeitpunkt geändert.

§ 3
Leistungspflichten, Benutzungszeiten

(1) Die Vertragspartner haben mit Vertragsschluss einen Anspruch 
auf Betreuung des im Vertrag genannten Schülers im Umfang der 
gebuchten Zeitmodule während der Vertragslaufzeit. An schulfreien 
Tagen (z. B. am Pädagogischen Tag, an beweglichen Ferientagen und 
in Ferien) findet keine Betreuung statt.

(2) Die buchbaren schulstandortspezifischen Betreuungsmodule er-
geben sich aus der Anlage. 
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(3) Ab einer Buchung eines bestimmten Betreuungszeitraums nach 
dem Unterricht ist ein warmes Mittagessen enthalten. In Ausnahme-
fällen (z.B. bei Vorlage eines ärztlichen Attestes wegen Lebensmittel-
unverträglichkeit) können die Vertragsparteien nach vorheriger 
schriftlicher Darlegung der Gründe hiervon Abweichendes gesondert 
vereinbaren. 

(4) Grundsätzlich besteht keine Verpflichtung des Betreibers zur Gabe 
von Medikamenten oder Injektionen. Individualvertraglich kann hier-
von Abweichendes vereinbart werden.

§ 4
Einschränkung oder Einstellen des Betreuungsangebots, 
zeitweiliges Entfallen der Leistungspflicht

(1) Der Betreiber kann das Betreuungsangebot aus besonderem An-
lass – z.B. wegen Erkrankung des Personals oder besonderer dienst-
licher Belange (z. B. Personalversammlungen) – tageweise oder stun-
denweise schließen. Die Vertragspartner werden von einer Schließung 
und deren Ursachen umgehend unterrichtet. 

(2) Das Betreuungsangebot kann zur Vermeidung der Übertragung 
ansteckender Krankheiten vorübergehend geschlossen werden.

(3) Bei einzelnen Verstößen der Schüler oder die Vertragspartner ge-
gen die Pflichten in §§ 5 und 6 und bei einem Zahlungsrückstand, 
der mehr als einen Monat des Benutzungsentgelts beträgt, kann der 
Betreiber Schüler bis zu fünf Öffnungstage von der Nutzung der Be-
treuungsangebote ausschließen. Während dieser Zeit entfallen die 
Leistungspflichten nach Absatz 1, die Pflicht zur Entrichtung des Be-
treuungs- und Essensentgelts nach § 5 und § 6 bleibt bestehen. Die 
Vertragspartner werden hiervon rechtzeitig unterrichtet.

(4) In Fällen des zeitweiligen Unterrichtsausschlusses nach § 90 Abs. 
3 Nr. 2 d) oder e) Schulgesetz für Baden-Württemberg ist der Be-
treiber für den vom Schulausschluss betroffenen Zeitraum von der 
Betreuungspflicht in Bezug auf den jeweiligen Schüler befreit. Glei-
ches gilt, wenn nach den Vorgaben des Infektionsschutzgesetzes (§ 
34 Abs. 1 bis 3 IfSG) der Schüler die Betreuungseinrichtung nicht oder 
nur mit Zustimmung des Gesundheitsamts betreten/benutzen darf 
und im letzteren Fall diese Zustimmung nicht vorliegt.

§ 5
Betreuungsentgelt, Selbsteinschätzung, Ermäßigungen, 
Anpassung des Entgelts infolge eines Beschlusses des 
Gemeinderats der Stadt Heidelberg

(1) Die Vertragspartner sind unabhängig von der Anwesenheit des 
Schülers verpflichtet, an den Betreiber ein monatliches Betreuungs-
entgelt für die jeweils gebuchten Zeitmodule nach der sich aus Absatz 
2 und 3 ergebenden Einkommensstufe zu entrichten. 

(2) Die Höhe des Betreuungsentgelts ist nach der jeweils aktuellen 
Entgelttabelle (vgl. Anlage) gestaffelt. Die Vertragspartner schulden 
das monatliche Entgelt in Höhe der für sie maßgeblichen Einkom-
mensstufe. Sie nehmen für die Einstufung eine Selbsteinschätzung 
vor. Maßgeblich für die Einstufung ist das ausgehend vom jeweiligen 
aktuellen Monatseinkommen fiktiv auf ein Jahr hochgerechnete Ein-
kommen (vgl. Absatz 4) der Haushaltsgemeinschaften (vgl. Absatz 
3), in denen das Kind lebt.

(3) Zu den Haushaltgemeinschaften gehören

• die im Haushalt lebenden minderjährigen Kinder,
• die im Haushalt lebenden Vertragspartner des Kindes, das die Be-

treuung in Anspruch nimmt (wenn ein Vertragspartner nicht im 
Haushalt lebt, gehört er im Falle des nicht dauernden Getrenntle-
bens ebenfalls zur Haushaltsgemeinschaft),

• der nicht dauernd getrenntlebende Ehegatte oder Lebenspartner 
oder Lebensgefährte eines Vertragspartners.

(4) Zum Jahreseinkommen gehören folgende Einkünfte, abzüglich 
eines Freibetrags von 5.000 Euro pro Kind ab dem zweiten unterhalts-
berechtigten Kind:

Falls das zu versteuernde Einkommen in einem Steuerbescheid fest-
gesetzt ist:

• das zu versteuernde Einkommen nach § 2 Absatz 5 Einkommens-
steuergesetz gemäß Steuerbescheid

• zuzüglich der gegebenenfalls im Steuerbescheid berücksichtigten 
negativen Einkünfte,

• alle nicht der Steuerpflicht unterliegenden wiederkehrenden (fik-
tiv) auf ein Jahr hochgerechneten Einkünfte, z. B. (ggf. anteilige) 
Renten- und Versorgungsleistungen, Lohnersatzleistungen, Un-
terhalt, Sozialleistungen (z. B. ALG I und II, Wohngeld BAföG), 
Elterngeld, Kindergeld aller im Haushalt lebenden Kinder.

Falls das zu versteuernde Einkommen (noch) nicht in einem Steuerbe-
scheid festgesetzt ist:

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte aus nicht selbstän-
diger Arbeit (Bruttoarbeitslohn, -gehalt, -bezüge), die sich aus 
der Lohnsteuerbescheinigung oder aus Verdienstbescheinigungen 
ergeben können), gegebenenfalls abzüglich Werbungskosten im 
Sinne des Steuerrechts,

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte (nur Gewinn) aus 
selbständiger Arbeit, 

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte (nur Gewinn) aus 
Gewerbebetrieb,

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte (nur Gewinn) aus 
Land- und Forstwirtschaft, 

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen,

• (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, gegebenenfalls abzüglich Werbungskosten im 
Sinne des Steuerrechts,

• sonstige (fiktiv) auf ein Jahr hochgerechnete Einkünfte, z. B. (ggf. 
anteilige) Renten- und Versorgungsleistungen, Lohnersatzlei-
stungen, Unterhalt, Sozialleistungen (z. B. ALG I und II, Wohngeld 
BAföG), Elterngeld, Kindergeld aller im Haushalt lebenden Kinder.

(5) Der Betreiber hat ein einseitiges Entgeltanpassungsrecht, wenn 
und soweit der Gemeinderat der Stadt Heidelberg geänderte Entgelt 
oder geänderte Entgeltstufen bzw. neue Entgeltformen beschließt. 
Der Gemeinderat ist bei der Festlegung der Entgelte an die Grundsätze 
des öffentlichen Finanzgebarens (Abgabengerechtigkeit, Äquivalenz-
prinzip etc.) gebunden. Der Betreiber ist vertraglich verpflichtet, nur 
die vom Gemeinderat festgelegten Entgelte von den Vertragspartnern 
zu verlangen. Die Vertragspartner schulden das geänderte Entgelt ab 
dem Beginn des dritten auf eine Mitteilung des Betreibers über die 
neuen Entgelte folgenden Kalendermonats, soweit sich aus dem Ge-
meinderatsbeschluss keine längere Vorlaufzeit ergibt. Die Vertrags-
partner können den Vertrag nach § 2 Absatz 1 kündigen. Die jeweils 
gültigen Entgelttabellen sind einsehbar unter www.paed-aktiv.de.

(6) Einkommensänderungen oder starke Schwankungen des Einkom-
mens sind unverzüglich mitzuteilen und eine neue Selbsteinschätzung 
anhand des dann aktuellen auf ein Jahr hochgerechneten Einkom-
mens vorzunehmen. Ab dem der Mitteilung folgenden Monat schul-
den die Vertragspartner dann ein Entgelt in entsprechender Höhe. 
Erfolgt die Mitteilung einer Einkommenserhöhung nicht unverzüglich, 
so ist für jeden Monat der schuldhaft verspäteten Mitteilung ein Be-
treuungsentgelt der höchsten Stufe gemäß der Anlage zu bezahlen.

(7) Die Stadt Heidelberg kann die Selbsteinschätzung über den ge-
samten Betreuungszeitraum überprüfen und fordert die Vertrags-
partner in diesen Fällen gegebenenfalls zur Vorlage von Unterlagen 
auf. Sollte sich im Rahmen der Kontrolle durch die Stadt Heidelberg 
herausstellen, dass ab einem bestimmten Zeitpunkt ein höheres Be-
treuungsentgelt geschuldet war, so wird das rückständige noch nicht 
entrichtete Betreuungsentgelt ab Zugang eines entsprechenden 
Schreibens des Betreibers sofort zur Zahlung fällig. Dieses Schreiben 
löst die 30-Tagesfrist des § 286 Abs. 3 BGB aus, wenn in dem Schrei-
ben auf diese Folge hingewiesen wird. Sollte sich herausstellen, dass 
ab einem bestimmten Zeitpunkt ein niedrigeres Betreuungsentgelt 
geschuldet war, so erstattet der Betreiber den überzahlten Betrag un-
verzüglich. Werden auf Anforderung der Stadt Heidelberg keine oder 
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unzureichende Unterlagen vorgelegt, so dass eine Überprüfung der 
Selbsteinschätzung nicht möglich ist, schulden die Vertragspartner 
unter Beachtung der Verjährungsvorschriften rückwirkend ab Be-
treuungsbeginn ein Betreuungsentgelt der höchsten Stufe gemäß der 
Anlage. 

(8) Eine rückwirkende Überprüfung der durch Selbsteinschätzung 
ermittelten Entgeltstufe durch die Stadt Heidelberg ab Betreuungs-
beginn ist nur dann möglich, wenn die Vertragspartner bei der Selbst-
einschätzung darauf hinweisen, dass besondere Schwierigkeiten bei 
der Einschätzung des Einkommens vorliegen. Eine Überprüfung ist 
auch möglich, wenn die Vertragspartner nachvollziehbar vermuten, 
sich in der Vergangenheit ohne Verschulden fehlerhaft eingeschätzt 
zu haben, ohne dass sie ihre Mitteilungspflichten nach Absatz 6 ver-
letzt haben. Für die Abwicklung eventueller Zahlungs- oder Erstat-
tungsansprüche gilt Absatz 7 entsprechend.  

(9) Die Reduzierung des Betreuungsentgelts um eine Geschwister-
ermäßigung ist möglich, wenn Geschwister das Betreuungsangebot 
von Kindertageseinrichtungen öffentlicher oder anerkannter Träger 
der freien Jugendhilfe, eine entsprechende Tagepflegeperson oder 
das Betreuungsangebot an Heidelberger Grundschulen volle Monate 
kostenpflichtig besuchen.

In den Entgeltstufen I bis IV wird das Entgelt so ermäßigt, dass für 
alle Kinder einer Familie, die ein Betreuungsangebot oder eine in Satz 
1 genannte Einrichtung besuchen insgesamt die Entgelte 150 % des 
regulär zu entrichtenden Gesamtentgelts nicht überschreiten (bei 
zwei Kindern wird das Entgelt auf 75 % je Kind reduziert, bei drei 
Kindern auf 50 % je Kind etc.)

In Entgeltstufen V und VI dürfen die Entgelte 175 % des regulär zu 
entrichtenden Gesamtentgelts nicht überschreiten. 

(10) Wenn laut Stundenplan an allen Wochentagen in der 5. und/oder 
6. Stunde Regelunterricht stattfindet, entfällt für diesen Zeitraum die 
Betreuungsentgeltpflicht.

(11) Wird für den Schüler ein gültiger Bescheid über den Bezug von 
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II (SGBII), Sozialgesetzbuch 
XII (SGB XII), nach § 6 a Bundeskindergeldgesetz (BKGG, Kinderzu-
schlag) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) (oder 
auf Grundlage der genannten Gesetze über den Bezug von Leistun-
gen der Bildung und Teilhabe) vor, entfällt für den Zeitraum der Gül-
tigkeit des Bescheides die Verpflichtung, ein Betreuungsentgelt zu 
entrichten.

Die Verpflichtung zur Entrichtung eines Betreuungsentgelts entfällt 
frühestens ab der Vorlage des entsprechenden Bescheides.

(12) Für die Betreuung nicht mit Hauptwohnsitz im Stadtgebiet woh-
nender Schüler ist ein Betreuungsentgelt der höchsten Stufe (vgl. An-
lage) für die gebuchten Zeitmodule (vgl. Anlage) zu bezahlen, unab-
hängig vom Bruttojahreseinkommen der Familie. Außerdem entfällt 
in diesen Fällen die Möglichkeit der Reduzierung des Betreuungsent-
gelts nach Absatz 9 bis 11.

(13) Das Betreuungsentgelt für die Betreuungsangebote sind für zehn 
Monate im Jahr zu zahlen. Die Monate August und September sind 
entgeltfrei.

(14) Das monatliche Betreuungsentgelt wird jeweils am Ersten eines 
Monats fällig. Ein Zahlungsrückstand kann zu zeitweiligem Aus-
schluss nach § 4 Abs. 3 oder Kündigung des Betreuungsvertrages 
nach § 2 Abs. 3 führen. Die Vertragsparteien können eine Last-
schriftabrede über die Einziehung der Entgelte treffen.

(15) Der Verzug und die Verzugsfolgen richten sich nach den gesetz-
lichen Regelungen.

(16) Der Betreiber kann eine bestehende Lastschriftabrede kündigen, 
wenn ein Abbuchungsversuch erfolglos war, er den Vertragspart-
ner der Lastschriftabrede auf die Kündigungsmöglichkeit hingewie-
sen hat mit der gleichzeitigen Aufforderung, für eine ausreichende 
 Deckung des Kontos zu sorgen und auch der folgende Abbuchungs-
versuch fehlschlägt.

§ 6
Essensentgelt, Ermäßigungen, Anpassung des Entgelts 
infolge Änderung der Sozialversicherungs entgelt-
verordnung

(1) Ab einem bestimmten Betreuungszeitraum nach dem Unterricht 
ist zusätzlich ein monatliches Essensentgelt zu entrichten, es sei 
denn, es wurde individualvertraglich nach § 3 Absatz 3 etwas Ab-
weichendes vereinbart. Das Entgelt für ein Essen beträgt 1/30 des 
monatlichen Sachbezugswertes für Mittagessen nach § 2 Absatz 1 
Nr. 2 Sozialversicherungsentgeltverordnung zuzüglich 0,30 Euro pro 
Essen. Das monatliche Entgelt wird berechnet, indem das Entgelt pro 
Essen mit 5 (Wochentage) und 40 (Schulwochen) multipliziert und 
sodann durch 10 (entgeltpflichtige Monate) geteilt wird.

(2) Der Betreiber hat ein einseitiges Essensentgeltanpassungsrecht, 
wenn und soweit sich der sich aus der aktuellen Sozialversicherungs-
entgeltverordnung ergebende monatliche Sachbezugswert für Mitta-
gessen ändert und die Stadt Heidelberg ihm die Höhe des sich daraus 
ergebenden neuen monatlichen Essensentgelts mitteilt. Der Betrei-
ber ist vertraglich verpflichtet, nur die von der Stadt Heidelberg nach 
Absatz 10 berechneten und mitgeteilten Entgelte von den Vertrags-
partnern zu verlangen. Die Vertragspartner schulden das geänderte 
Essensentgelt ab dem Beginn des auf eine Mitteilung des Betreibers 
über die neuen Essensentgelte folgenden Kalendermonats. Das je-
weils gültige Essensentgelt ist einsehbar unter www.paed-aktiv.de.

(3) Nimmt ein Schüler infolge von Abwesenheit für einen Zeitraum 
von mindestens einer Woche nicht am Essen teil und kündigen die 
Vertragspartner dies rechtzeitig vorher an, so wird das anteilige auf 
den vollen Euro abgerundete Essensentgelt für diese Zeit erstattet. 
Voraussetzung für eine Erstattung ist eine schriftliche Anzeige bei 
der Leitung der Betreuungsangebote vor Beginn des betreffenden 
Zeitraums. 

(4) Legen die Vertragspartner für den Schüler einen gültigen Heidel-
berg Pass+ oder einen gültigen Bescheid über Bildungs- und Teilhabe-
leistungen vor und werden diese Leistungen an die Stadt oder an den 
Betreiber bezahlt oder intern verrechnet, ermäßigt sich zwar nicht die 
Höhe des Essensentgelts, kann aber der Betreiber von den Vertrags-
partnern für den Gültigkeitszeitraum der Bescheide nur die Zahlung 
von 1,00 Euro pro Essen verlangen. Dies gilt frühestens ab der Vorla-
ge des entsprechenden Bescheides oder des HeidelbergPasses+. Das 
monatliche Entgelt wird berechnet, indem das Entgelt pro Essen mit 5 
(Wochentage) und 40 (Schulwochen) multipliziert und sodann durch 
10 (entgeltpflichtige Monate) geteilt wird. Die Differenz zum Entgelt 
nach Absatz 2 wird durch die Sozialleistungen gedeckt. 

(5) § 5 Absatz 13 bis 16 gelten für das Essensentgelt entsprechend.

§ 7
Sonstige Pflichten der Vertragspartner

(1) Die Vertragspartner haben dem Betreiber schriftlich mitzuteilen, 
ob ein Schüler nach Ende der Betreuungszeit alleine nach Hause ge-
hen kann oder ob und von wem er abgeholt wird. Die Vertragspartner 
können jederzeit den Kreis der Abholberechtigten durch schriftliche 
Erklärung erweitern oder einschränken. Wenn die vereinbarte Abho-
lung nicht erfolgen kann, ist dies dem Betreiber im Einzelfall mitzutei-
len und der Nachhauseweg zu organisieren. Die Aufsichtspflicht des 
Betreibers endet mit Ablauf der vereinbarten Betreuungszeit. Soll der 
Schüler die Einrichtung vor dem Ende der vereinbarten Betreuungs-
zeit verlassen, so ist dies grundsätzlich schriftlich und nur in Notfällen 
telefonisch mitzuteilen. Außerdem ist schriftlich und ausnahmsweise 
telefonisch mitzuteilen, wenn der Schüler von anderen Erwachsenen 
als den Vertragspartnern oder den sonst allgemein Abholberech-
tigten abgeholt wird.

(2) Bei Krankheit oder anderen berechtigten Gründen für ein Fern-
bleiben ist ein Schüler von den Vertragspartnern beim Betreiber be-
reits am ersten Tage des Fernbleibens zu entschuldigen. Unentschul-
digtes Fehlen ist ein Verstoß, der ab einem Zeitraum von vier Wochen 
ein Kündigungsgrund sein kann.
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unzureichende Unterlagen vorgelegt, so dass eine Überprüfung der 
Selbsteinschätzung nicht möglich ist, schulden die Vertragspartner 
unter Beachtung der Verjährungsvorschriften rückwirkend ab Be-
treuungsbeginn ein Betreuungsentgelt der höchsten Stufe gemäß der 
Anlage. 

(8) Eine rückwirkende Überprüfung der durch Selbsteinschätzung 
ermittelten Entgeltstufe durch die Stadt Heidelberg ab Betreuungs-
beginn ist nur dann möglich, wenn die Vertragspartner bei der Selbst-
einschätzung darauf hinweisen, dass besondere Schwierigkeiten bei 
der Einschätzung des Einkommens vorliegen. Eine Überprüfung ist 
auch möglich, wenn die Vertragspartner nachvollziehbar vermuten, 
sich in der Vergangenheit ohne Verschulden fehlerhaft eingeschätzt 
zu haben, ohne dass sie ihre Mitteilungspflichten nach Absatz 6 ver-
letzt haben. Für die Abwicklung eventueller Zahlungs- oder Erstat-
tungsansprüche gilt Absatz 7 entsprechend.  

(9) Die Reduzierung des Betreuungsentgelts um eine Geschwister-
ermäßigung ist möglich, wenn Geschwister das Betreuungsangebot 
von Kindertageseinrichtungen öffentlicher oder anerkannter Träger 
der freien Jugendhilfe, eine entsprechende Tagepflegeperson oder 
das Betreuungsangebot an Heidelberger Grundschulen volle Monate 
kostenpflichtig besuchen.

In den Entgeltstufen I bis IV wird das Entgelt so ermäßigt, dass für 
alle Kinder einer Familie, die ein Betreuungsangebot oder eine in Satz 
1 genannte Einrichtung besuchen insgesamt die Entgelte 150 % des 
regulär zu entrichtenden Gesamtentgelts nicht überschreiten (bei 
zwei Kindern wird das Entgelt auf 75 % je Kind reduziert, bei drei 
Kindern auf 50 % je Kind etc.)

In Entgeltstufen V und VI dürfen die Entgelte 175 % des regulär zu 
entrichtenden Gesamtentgelts nicht überschreiten. 

(10) Wenn laut Stundenplan an allen Wochentagen in der 5. und/oder 
6. Stunde Regelunterricht stattfindet, entfällt für diesen Zeitraum die 
Betreuungsentgeltpflicht.

(11) Wird für den Schüler ein gültiger Bescheid über den Bezug von 
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II (SGBII), Sozialgesetzbuch 
XII (SGB XII), nach § 6 a Bundeskindergeldgesetz (BKGG, Kinderzu-
schlag) oder nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) (oder 
auf Grundlage der genannten Gesetze über den Bezug von Leistun-
gen der Bildung und Teilhabe) vor, entfällt für den Zeitraum der Gül-
tigkeit des Bescheides die Verpflichtung, ein Betreuungsentgelt zu 
entrichten.

Die Verpflichtung zur Entrichtung eines Betreuungsentgelts entfällt 
frühestens ab der Vorlage des entsprechenden Bescheides.

(12) Für die Betreuung nicht mit Hauptwohnsitz im Stadtgebiet woh-
nender Schüler ist ein Betreuungsentgelt der höchsten Stufe (vgl. An-
lage) für die gebuchten Zeitmodule (vgl. Anlage) zu bezahlen, unab-
hängig vom Bruttojahreseinkommen der Familie. Außerdem entfällt 
in diesen Fällen die Möglichkeit der Reduzierung des Betreuungsent-
gelts nach Absatz 9 bis 11.

(13) Das Betreuungsentgelt für die Betreuungsangebote sind für zehn 
Monate im Jahr zu zahlen. Die Monate August und September sind 
entgeltfrei.

(14) Das monatliche Betreuungsentgelt wird jeweils am Ersten eines 
Monats fällig. Ein Zahlungsrückstand kann zu zeitweiligem Aus-
schluss nach § 4 Abs. 3 oder Kündigung des Betreuungsvertrages 
nach § 2 Abs. 3 führen. Die Vertragsparteien können eine Last-
schriftabrede über die Einziehung der Entgelte treffen.

(15) Der Verzug und die Verzugsfolgen richten sich nach den gesetz-
lichen Regelungen.

(16) Der Betreiber kann eine bestehende Lastschriftabrede kündigen, 
wenn ein Abbuchungsversuch erfolglos war, er den Vertragspart-
ner der Lastschriftabrede auf die Kündigungsmöglichkeit hingewie-
sen hat mit der gleichzeitigen Aufforderung, für eine ausreichende 
 Deckung des Kontos zu sorgen und auch der folgende Abbuchungs-
versuch fehlschlägt.

§ 6
Essensentgelt, Ermäßigungen, Anpassung des Entgelts 
infolge Änderung der Sozialversicherungs entgelt-
verordnung

(1) Ab einem bestimmten Betreuungszeitraum nach dem Unterricht 
ist zusätzlich ein monatliches Essensentgelt zu entrichten, es sei 
denn, es wurde individualvertraglich nach § 3 Absatz 3 etwas Ab-
weichendes vereinbart. Das Entgelt für ein Essen beträgt 1/30 des 
monatlichen Sachbezugswertes für Mittagessen nach § 2 Absatz 1 
Nr. 2 Sozialversicherungsentgeltverordnung zuzüglich 0,30 Euro pro 
Essen. Das monatliche Entgelt wird berechnet, indem das Entgelt pro 
Essen mit 5 (Wochentage) und 40 (Schulwochen) multipliziert und 
sodann durch 10 (entgeltpflichtige Monate) geteilt wird.

(2) Der Betreiber hat ein einseitiges Essensentgeltanpassungsrecht, 
wenn und soweit sich der sich aus der aktuellen Sozialversicherungs-
entgeltverordnung ergebende monatliche Sachbezugswert für Mitta-
gessen ändert und die Stadt Heidelberg ihm die Höhe des sich daraus 
ergebenden neuen monatlichen Essensentgelts mitteilt. Der Betrei-
ber ist vertraglich verpflichtet, nur die von der Stadt Heidelberg nach 
Absatz 10 berechneten und mitgeteilten Entgelte von den Vertrags-
partnern zu verlangen. Die Vertragspartner schulden das geänderte 
Essensentgelt ab dem Beginn des auf eine Mitteilung des Betreibers 
über die neuen Essensentgelte folgenden Kalendermonats. Das je-
weils gültige Essensentgelt ist einsehbar unter www.paed-aktiv.de.

(3) Nimmt ein Schüler infolge von Abwesenheit für einen Zeitraum 
von mindestens einer Woche nicht am Essen teil und kündigen die 
Vertragspartner dies rechtzeitig vorher an, so wird das anteilige auf 
den vollen Euro abgerundete Essensentgelt für diese Zeit erstattet. 
Voraussetzung für eine Erstattung ist eine schriftliche Anzeige bei 
der Leitung der Betreuungsangebote vor Beginn des betreffenden 
Zeitraums. 

(4) Legen die Vertragspartner für den Schüler einen gültigen Heidel-
berg Pass+ oder einen gültigen Bescheid über Bildungs- und Teilhabe-
leistungen vor und werden diese Leistungen an die Stadt oder an den 
Betreiber bezahlt oder intern verrechnet, ermäßigt sich zwar nicht die 
Höhe des Essensentgelts, kann aber der Betreiber von den Vertrags-
partnern für den Gültigkeitszeitraum der Bescheide nur die Zahlung 
von 1,00 Euro pro Essen verlangen. Dies gilt frühestens ab der Vorla-
ge des entsprechenden Bescheides oder des HeidelbergPasses+. Das 
monatliche Entgelt wird berechnet, indem das Entgelt pro Essen mit 5 
(Wochentage) und 40 (Schulwochen) multipliziert und sodann durch 
10 (entgeltpflichtige Monate) geteilt wird. Die Differenz zum Entgelt 
nach Absatz 2 wird durch die Sozialleistungen gedeckt. 

(5) § 5 Absatz 13 bis 16 gelten für das Essensentgelt entsprechend.

§ 7
Sonstige Pflichten der Vertragspartner

(1) Die Vertragspartner haben dem Betreiber schriftlich mitzuteilen, 
ob ein Schüler nach Ende der Betreuungszeit alleine nach Hause ge-
hen kann oder ob und von wem er abgeholt wird. Die Vertragspartner 
können jederzeit den Kreis der Abholberechtigten durch schriftliche 
Erklärung erweitern oder einschränken. Wenn die vereinbarte Abho-
lung nicht erfolgen kann, ist dies dem Betreiber im Einzelfall mitzutei-
len und der Nachhauseweg zu organisieren. Die Aufsichtspflicht des 
Betreibers endet mit Ablauf der vereinbarten Betreuungszeit. Soll der 
Schüler die Einrichtung vor dem Ende der vereinbarten Betreuungs-
zeit verlassen, so ist dies grundsätzlich schriftlich und nur in Notfällen 
telefonisch mitzuteilen. Außerdem ist schriftlich und ausnahmsweise 
telefonisch mitzuteilen, wenn der Schüler von anderen Erwachsenen 
als den Vertragspartnern oder den sonst allgemein Abholberech-
tigten abgeholt wird.

(2) Bei Krankheit oder anderen berechtigten Gründen für ein Fern-
bleiben ist ein Schüler von den Vertragspartnern beim Betreiber be-
reits am ersten Tage des Fernbleibens zu entschuldigen. Unentschul-
digtes Fehlen ist ein Verstoß, der ab einem Zeitraum von vier Wochen 
ein Kündigungsgrund sein kann.
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(3) Für den Besuch der Betreuungsangebote muss ein Schüler frei von 
ansteckenden Krankheiten und akuten Beschwerden sein, so dass er 
in der Lage ist, am Betreuungsangebot aktiv teilzunehmen.

Erkrankt ein Schüler während des Besuchs einer Einrichtung, sind die 
Vertragspartner verpflichtet, den Schüler zeitnah abzuholen bzw. des-
sen Abholung zu veranlassen.

(4) Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes kommen in vollem 
Umfang in den Einrichtungen zur Anwendung; dies gilt insbeson-
dere für die §§ 33 ff IfSG, die zusätzliche Vorschriften für Gemein-
schaftseinrichtungen enthalten.

Die Vertragspartner haben zu Beginn des Vertragsverhältnisses eine 
Belehrung nach § 34 Abs. 5 IfSG zu unterschreiben und ihre Mittei-
lungspflichten in Bezug auf die in § 34 Abs. 1 bis 3 IfSG gesundheit-
lichen Tatbestände zu erfüllen. Die Vertragspartner haben außerdem 
dafür Sorge zu tragen, dass in den in § 34 Abs. 1 bis 3 IfSG genannten 
Fällen die Schüler die Einrichtung nicht besuchen. 

(5) Die Vertragspartner sind zur Mitwirkung verpflichtet. Alle Anga-
ben – insbesondere die im Anmeldeformular – sind daher vollständig 
und wahrheitsgemäß zu machen. Änderungen der persönlichen Da-
ten sind unverzüglich mitzuteilen. Die Vertragspartner haben gegen-
über dem Betreiber eine Telefonnummer anzugeben, unter der sie in 
Notfällen erreichbar sind.

§ 8
Pflichten der Schüler

(1) Die Schüler haben während der Betreuungszeit und während des 
Mittagessens folgende allgemeinen Verhaltensregeln zu beachten:

• Die Anweisungen der Betreuungskräfte sind zu befolgen.
• Kein anderer Schüler wird verletzt, gefährdet oder missachtet. 
• Einrichtungs- und Ausstattungsgegenstände (wie z.B. Mobiliar, 

Spielsachen, Geschirr) werden pfleglich behandelt und nicht be-
schädigt. Eventuelle Schäden sind sofort zu melden.

(2) Die Schüler haben sich bei Betreten der Einrichtung an- und beim 
Verlassen der Einrichtung (zum Besuch von schulischen oder externen 
Veranstaltungen während der Betreuungszeit oder vor dem Nachhause 
gehen) abzumelden.

§ 9
Zusammenarbeit und Kommunikation, Elternbeirat

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich zur vertrauensvollen 
Zusammen arbeit und tragen bei Bedarf Sorge für eine konstante 
Kommunikation.

(2) Wenn die Vertragspartner es wünschen, kann analog § 5 Kinder-
tagesbetreuungsgesetz (KiTaG) und den hierzu ergangenen Richt-
linien des Ministeriums für Arbeit und Soziales pro Grundschulstand-
ort ein Elternbeirat für die Betreuung gewählt werden.

§ 10
Haftung/Gewährleistung

(1) Für den Verlust, die Beschädigung oder die Verwechslung von 
 Garderobe oder anderer persönlicher Gegenstände des Schülers haf-
tet der Betreiber nur, wenn der Schaden durch vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verhalten des Betreuungspersonals verursacht wurde. Es 
wird empfohlen, alle persönlichen Gegenstände des Schülers mit Na-
men zu versehen.

(2) Im Übrigen haftet der Betreiber nach den gesetzlichen Bestim-
mungen.

(3) Die Gewährleistungsansprüche in Bezug auf das Mittagessen rich-
ten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

(4) Vertragspartner und Schüler haften nach den gesetzlichen Bestim-
mungen. Sie stellen den Betreiber von der Haftung gegenüber Dritten 
frei, soweit diese Ansprüche durch schuldhaftes Verhalten der Ver-
tragspartner oder der Schüler entstehen und diese für die Schäden im 
Verhältnis zu Dritten einzustehen haben.

§ 11
Aufsichtspflicht

(1) Während der Betreuungszeiten haben die Betreuungskräfte des 
Betreibers die Aufsichtspflicht.

(2) Sie beginnt mit Beginn der vereinbarten Betreuungszeit und dem 
Erscheinen des Schülers in der Einrichtung und endet grundsätzlich 
mit der Abmeldung des Schülers zum Nachhauseweg, spätestens mit 
dem Ende der vereinbarten Betreuungszeit. Die Aufsichtspflicht ist für 
die Zeit unterbrochen, während welcher der Schüler zu den vereinbar-
ten Betreuungszeiten mit Einwilligung der Vertragspartner an einem 
schulischen oder externen Angebot (z.B. Sport, Musik) teilnimmt. Die 
Aufsichtspflicht endet in diesem Fall mit Abmeldung des Schülers und 
beginnt erneut zu dem Zeitpunkt, an dem der Schüler vereinbarungs-
gemäß zurück zu sein hat.

Erscheint ein Schüler nicht zu Beginn der vereinbarten Betreuungszeit 
oder ist er nicht vereinbarungsgemäß rechtzeitig zurück, hat der Be-
treiber nach Ablauf einer angemessenen Wartefrist zumutbare Nach-
forschungsmaßnahmen zum Verbleib anzustellen und gegebenenfalls 
die Lehrkräfte oder Vertragspartner zu informieren.

(3) Entfernt sich ein Schüler während der Betreuungszeit unerlaubt 
aus der Einrichtung, haftet der Betreiber nur für Schäden bei schuld-
hafter Aufsichtspflichtverletzung des Betreuungspersonals.

§ 12
Datenschutz

(1) Ein Austausch zwischen Lehrpersonal und Betreuungskräften über 
personenbezogene Daten findet nur bei Vorliegen einer schriftlichen 
Einwilligungserklärung der Vertragspartner statt.

(2) Es gelten die datenschutzrechtlichen Vorschriften in Bezug auf die 
Verarbeitung der Daten des Aufnahmevertrags und auch auf sonst 
bekannt gewordenen personenbezogenen Daten.

§ 13 
Sonstige Bestimmungen

(1) Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Heidelberg.

(2) Sollte eine der Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksam 
sein, so bleiben die übrigen Bestimmungen davon unberührt. Die Par-
teien sind sich darüber einig, dass sie bei Kenntnis der Unwirksamkeit 
den Vertrag auch ohne die entsprechende Bestimmung geschlossen 
hätten.

(3) Individualvertraglich und schriftlich kann in begründeten Fällen 
etwas von diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen Abweichendes 
vereinbart werden.

(4) Werden diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen aufgrund von 
Gemeinderatsbeschlüssen auch in Bezug auf die zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel, aufgrund von Änderungen der vertraglichen 
Beziehungen zwischen Betreiber und Stadt Heidelberg oder aufgrund 
von Gesetzesänderungen geändert, so verpflichtet sich der Betreiber, 
den Vertragspartnern die geänderte Fassung zuzusenden und auf 
das Widerspruchsrecht, die Widerspruchsfrist und die Folgen eines 
fehlenden Widerspruchs hinzuweisen. Wenn die Vertragspartner den 
Änderungen nicht innerhalb von sechs Wochen widersprechen, so er-
klären sie damit ihr Einverständnis mit den Änderungen, so dass diese 
nach Ablauf der Widerspruchsfrist wirksam in den Betreuungsvertrag 
einbezogen sind.

Anlage:
Derzeit gültige Staffelung des Betreuungsentgeltes nach Einkom-
mensstufen und Zeitmodulen 


